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Die Siebenundvierzigste Verordnung zur Ände- 
rung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Erhöhung des 
Zollkontingents für Bananen) wurde mit Schreiben 
des Herrn Präsidenten vom 18. Juli 1966 dem Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit 
Frist zum 26. Oktober 1966 zur Behandlung über- 
wiesen. Bei dieser Verordnung handelt es sich um 
eine sogenannte Nachlaufverordnung, die im Bun- 
desgesetzblatt II Seite 570 am 13. Juli 1966 verkün- 
det wurde und am 8. Juli 1966 in Kraft getreten ist. 
Der Bundestag hat gemäß § 77 Abs. 5 des Zoll- 
gesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) 
ein Aufhebungsrecht. 

Die Bundesregierung ist auf Grund der Nummern 
1, 3 und 5 des dem EWG-Vertrag anliegenden „Pro- 
tokoll über das Zollkontingent für die Einfuhr von 
Bananen" alljährlich zur Eröffnung eines zollfreien 
Drittland-Kontingents für Bananen ermächtigt. Von 
dieser Ermächtigung ist jedes Jahr Gebrauch ge- 
macht worden. 

Die Höhe des Kontingents für das Jahr 1966 rich- 
tet sich nach den Einfuhren im Kalenderjahr 1965. 
Ende 1965 lagen die genauen Importzahlen noch 
nicht vor. Die Bundesregierung eröffnete für das 


Jahr 1966 zunächst auf Grund einer geschätzten 
Einfuhrmenge ein vorläufiges Zollkontingent von 
329 000 t (Vierte Verordnung zur Änderung des 
Doutschcn Zolltarifs 1966 — Agrarwaren — I. Teil) 
vom 23. Dezember 1965. 

Nach Vorliegen der endgültigen Einfuhrzahlen 
dos Kalenderjahres 1965 und in Anwendung der 
Nummer 6 des oben genannten „Bananen-Proto- 
kolls", wonach eine Erhöhung des Bananen-Kontin- 
gents dann möglich ist, wenn die assoziierten über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete zur vollstän- 
digen Lieferung der von der Bundesrepublik benö- 
tigten Mengen nicht imstande sind, wird die Kon- 
tingentsmenge für das Jahr 1966 in der vorliegen- 
den Verordnung um 251 000 t auf insgesamt 580 000 t 
erhöht. 

Der Ausschuß hat sich vergewissert, daß die ver- 
fahrensmäßigen Voraussetzungen nach Nummer 6 
des „Bananen-Protokolls" beachtet wurden. Da durch 
die Erhöhung des Zollkontingents unerwünschte 
Preissteigerungen für Bananen vermieden werden 
sollen, empfiehlt der Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen dem Plenum, die Aufhebung der 
Verordnung nicht zu verlangen. 
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